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(Nr. 13883.) Polizeiverordnung über das Leichenweſen. Vom 18. April 1933. 


Auf Grund der 88 14, 25 und 33 des Polizeiverwaltungsgeſetzes vom 1. Juni 1931 (Geſetz⸗ 
ſamml. S. 77) wird für den Umfang des preußiſchen Staatsgebiets folgendes verordnet: 


A. Die Beſtattung menſchlicher Leichen. 


8 1. i 

() Menſchliche Leichen dürfen erſt nach Eintritt der Merkmale des Todes, früheſtens aber nach 
Ablauf von 48 Stunden nach dem Tode beſtattet werden. f 

(2) Auf Antrag der Beſtattungspflichtigen kann die Ortspolizeibehörde ausnahmsweiſe eine 
frühere Beſtattung genehmigen, falls durch ärztliches, auf Grund eigener Wahrnehmung aus⸗ 
geſtelltes Zeugnis beſcheinigt wird, daß an der Leiche die Merkmale des eingetretenen Todes mit 
Sicherheit feſtgeſtellt ſind oder die Verweſung ſo ungewöhnliche Fortſchritte gemacht hat, daß jede 
Möglichkeit des Scheintods ausgeſchloſſen iſt. 

(8) Bei epidemiſchem Auftreten der im § 6 genannten Krankheiten kann die Ortspolizei⸗ 


behörde nach dem Gutachten des zuſtändigen Kreisarztes die Beerdigung vor Ablauf von 48 Stunden 
anordnen. 


18.25 | 
() Jede menschliche Leiche muß vor Ablauf von 96 Stunden nach dem Tode entweder beſtattet 
oder in eine öffentliche Leichenhalle überführt oder bei Erteilung eines Leichenpaſſes auf den Weg 
gebracht werden. In Ortſchaften, in denen an Sonn⸗ und Feiertagen Beſtattungen nicht vor⸗ 
genommen werden, können bei der Berechnung der Höchſtfriſt von 96 Stunden dieſe Tage außer 
Anſatz bleiben, ſofern nicht die Ortspolizeibehörde aus beſonderen Gründen eine frühere Beerdigung 
anordnet. 


(2) Auf Antrag der Beſtattungspflichtigen kann die Ortspolizeibehörde ausnahmsweiſe eine 
Verlängerung dieſer Friſt bewilligen, falls durch ein ärztliches Zeugnis beſcheinigt wird, daß 
der Verſtorbene nicht einer anſteckenden Krankheit erlegen iſt und auch ſonſtige ärztliche Bedenken 
einer ſpäteren Beerdigung nicht entgegenſtehe mn. 


() In Orten, in denen eine öffentliche Leichenhalle zur Verfügung ſteht, iſt jede Leiche 4 


. 


ſpäteſtens 24 Stunden nach dem Tode in dieſe zu überführen. Die Überführung darf jedoch erſt 75 351 1 


erfolgen, nachdem durch ärztliches Zeugnis auf Grund eigener Wahrnehmung die Merkmale des 
eingetretenen Todes mit Sicherheit feſtgeſtellt ſind. Auf Antrag der Beſtattungspflichtigen kann 


die Ortspolizeibehörde die Aufbewahrung der Leiche im Sterbehaus genehmigen, wenn durch 


ärztliches Zeugnis beſcheinigt wird, daß Bedenken hiergegen nicht beſtehen. 


(Vierzehnter Tag nach Ablauf des Ausgabetags: 18. Mai 1933.) 31 
Geſetzſammlung 1933. (Nr. 13883—13837,) 
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1 um () Als öffentliche Leichenhalle im Sinne dieſer Beſtimmungen find die Leichenhallen auf 
sum? Friedhöfen, in Krematorien, ſowie in Krankenhäuſern anzuſehen. 


1 za 


Bei der Überführung der Leiche nach dem Beſtattungsplatz iſt ein Sarg zu benutzen, der 

ſo abgedichtet iſt, daß jedes Durchſickern von Feuchtigkeit verhindert wird. 
— 8 4. 

Das öffentliche Ausſtellen von Leichen und die Offnung des Sarges bei den Begräbnis⸗ 
feierlichkeiten iſt verboten. Ausnahmen können von der Ortspolizeibehörde nach Anhören des 
8 geſtattet werden. 

8 5. = 

Perſonen, welche die Tätigkeit der Reinigung, Antleidung und Einsargung von Leichen 
beruflich ausüben, dürfen nicht gleichzeitig im Nahrungsmittel- oder Friſeurgewerbe oder als 
Hebamme beſchäftigt ſein. Bei dem Raſieren von Leichen durch Friſeure dürfen keine Geräte 
Verwendung finden, die auch dem Gebrauche für Lebende dienen. 


S 6. 

(1) Die Leichen von Perſonen, welche an Diphtherie, epidemiſcher Gehirnentzündung, epide⸗ 
miſcher Kinderlähmung, Milzbrand, Rotz, übertragbarer Ruhr, Scharlach und Typhus (Para⸗ 
thyphus) geſtorben ſind ), ſind ohne vorheriges Waſchen und Umkleiden in Tücher einzuhüllen, 
die mit einer desinfizierenden Flüſſigkeit (5 proz. Kreſolſeifenlöſung, ¼ proz. Sublimatlöſung 
oder einer anderen Desinfektionslöſung von anerkannter Wirkung) getränkt ſind. Soll mit Rückſicht 
auf religiöſe Vorſchriften oder ein dringendes Verlangen der Beſtattungspflichtigen das Waſchen 
der Leiche ausnahmsweiſe ſtattfinden, ſo darf dies nur unter den von dem zuſtändigen Kreisarzt 
angeordneten Vorſichtsmaßregeln und nur mit einer desinfizierenden Flüſſigkeit (Satz 1) geſchehen. 

(2) Die Leichen von Perſonen, welche an einer der im Abſ. 1 genannten Krankheiten verſtorben 
ſind, ſind ſobald als möglich in einem hinreichend widerſtandsfähigen Sarge, deſſen Boden durch 
eine reichliche, etwa 5 bis 10 em hohe Schicht aufſaugender Stoffe oder auf andere Weiſe gegen 
das Durchdringen von Leichenflüſſigkeit geſchützt iſt, einzuſargen, die Särge ſind ſofort zu ſchließen 
und mit möglichſter Beſchleunigung in eine Leichenhalle oder, falls eine ſolche nicht vorhanden, in 
einen abgeſonderten Raum zu bringen, der nicht gleichzeitig als Wohn⸗, Schlaf-, Arbeits⸗ oder 
Wirtſchaftsraum dienen darf. Ein Ausſtellen der Leiche im Sterbehaus iſt verboten. 

(3) Perſonen, welche mit Leichen der im Abſ. 1 genannten Art in unmittelbare Berührung 
(3. B. beim Waſchen, Einſargen uſw.) kommen, müſſen vor Beginn ihrer Verrichtungen waſchbare 
Überkleider oder Schürzen anlegen, die nach beendigter Tätigkeit mindeſtens 2 Stunden lang in 
eine desinfizierende Flüſſigkeit (Abſ. 1) zu legen find. Die genannten Perſonen haben vor Verlaſſen 
des Totenzimmers ihre Hände in einer desinfiziernden Flüſſigkeit zu reinigen. 

(4) Auf Grund des Gutachtens des zuſtändigen Kreisarztes können bei den im Abſ. 1 genannten 
Krankheiten noch weitere Maßnahmen angeordnet werden. 


B. Die Wiederausgrabung von Leichen. 
WR 
() Die Wiederausgrabung einer Leiche zum Zwecke der Umbettung oder einer Beförderung 
it nur mit Genehmigung der Ortspolizeibehörde zuläſſig. 
(2) Dem Geſuch um Genehmigung zum Wiederausgraben einer Leiche iſt ein Zeugnis des 
Kreisarztes darüber beizufügen, ob und unter welchen Bedingungen die Ausgrabung geſtattet 
werden kann. 


) Wegen der im Geſetz über die Bekämpfung gemeingefährlicher Krankheiten vom 30, Juni 1900 genannten 
Krankheiten; vgl. § 14. 
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C. Die Beförderung menſchlicher Leichen auf dem Landwege. 


§ 8. 

(1) Eine menſchliche Leiche darf nach einem anderen Orte als dem Beſtattungsplatze des 
Sterbeorts nur befördert werden, nachdem von der Ortspolizeibehörde zu dieſem Zwecke ein 
Leichenpaß nach dem in der Anlage zu dieſer Polizeiverordnung gegebenen Muſter erteilt iſt. 
Dieſer iſt bei der Beförderung der Leiche mitzuführen. 

(2) Zuſtändig für die Erteilung des Leichenpaſſes iſt die Ortspolizeibehörde, in deren Bezirke 
ſich die Leiche befindet. 


8 9. 


Der Erteilung eines Leichenpaſſes bedarf es nicht, 

a) wenn eine im Freien befindliche Leiche in ein Gebäude desſelben oder eines benachbarten 
Gemeindebezirkes oder wenn eine Leiche aus einem Gebäude in ein anderes desſelben 
Ortes gebracht werden ſoll, 

b) wenn eine Leiche zwar nicht zu dem nächſten Beſtattungsplatz, aber zu der nächſten Be⸗ 
ſtattungsſtätte der Religions- oder Konfeſſionsangehörigen des Verſtorbenen befördert 
werden ſoll, ſofern die Entfernung in der Luftlinie nicht mehr als 10 km beträgt, 

e) wenn eine Leiche aus einem Krankenhauſe zu dem Beſtattungsplatze des Ortes geſchafft 
wird, in dem der Verſtorbene bis zu ſeiner Einlieferung in das Krankenhaus ſeinen 
Wohnſitz gehabt hat, und wenn dieſer Ort in demſelben Kreiſe liegt, in dem ſich das 

Krankenhaus befindet oder letzterem unmittelbar benachbart iſt, 

d) wenn eine Leiche an anatomiſche oder chirurgiſche Lehranſtalten der preußiſchen Univer⸗ 
ſitäten befördert werden ſoll. 


8 10. 


(1) Dem Geſuch um Austellung eines Leichenpaſſes ſind beizufügen: 

1. die amtliche Sterbeurkunde oder eine Beſcheinigung des Standesamts über die Ein⸗ 
tragung des Sterbefalls, 

2. der polizeiliche Beerdigungsſchein oder der von der Staatsanwaltſchaft oder dem Amts⸗ 
gericht erteilte Beerdigungsſchein, 

3. das Zeugnis eines in Deutſchland approbierten Arztes; dieſes muß enthalten: 

a) Name und Stand des Toten, 

b) Angabe der Krankheit, an der er geſtorben iſt (und zwar Grundkrankheit und un⸗ 
mittelbare Todesurſache), 

00 Todestag, 

d) eine Erklärung darüber, ob nach der Überzeugung des Arztes der Beförderung 975 
Leiche geſundheitliche Bedenken nicht entgegenſtehen, ob insbeſondere eine anſteckende 
Krankheit vorgelegen hat oder nicht, ob der Tod durch Gewalteinwirkung (Unfall 
oder Verbrechen) eingetreten iſt und ob ſich ein Verdacht auf eine ſtrafbare Handlung 
ergeben hat, 


4. ein Ausweis über die vorſchriftsmäßige 1 der Leiche. 

(2) Falls der Tod auf Cholera, Ausſatz, Fleckfieber, Gelbfieber, Peſt oder Pocken zurück⸗ 
zuführen iſt oder der Verdacht vorliegt, daß eine dieſer Krankheiten den Tod herbeigeführt hat, 
muß das vorſtehend erwähnte Zeugnis von dem örtlich zuſtändigen Kreisarzt ausgeſtellt ſein. 

(3) Ein Zeugnis eines beamteten Arztes iſt gleichfalls erforderlich, falls eine Leiche nach 
einem außerpreußiſchen Krematorium oder zur Erdbeſtattung nach einem außerpreußiſchen Orte, 


der nicht in Anhalt, Braunſchweig, Hamburg, Heſſen, Lippe, Mecklenburg ⸗Strelitz, Oldenburg, 
Sachſen und Schaumburg⸗Lippe gelegen iſt, beſorden werden foll, 
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(4) Als beamtete Arzte gelten der zuſtändige Kreisarzt, Oberamtsarzt, Gerichtsarzt, mit 
Wahrnehmung kreisarztlicher Tätigkeit betraute Stadtarzt, Kreisaſſiſtenzarzt ſowie die Krankenhaus⸗ 
ärzte, die zur Ausſtellung einer amtsärztlichen Beſcheinigung für die in einem Krankenhauſe 
Verſtorbenen von der Zentralbehörde ermächtigt worden ſind, ferner die Polizeiärzte für den 
Perſonenkreis der ſtaatlichen Polizei. 

i 

Zur Beförderung der Leichen nach einem anderen Orte als dem Beſtattungsplatz am Sterbe- 
ort des Toten ſind Leichenwagen zu benutzen. Leichenwagen ſind ſolche Fahrzeuge, die zur Leichen⸗ 
beförderung eingerichtet ſind und ausſchließlich zu dieſem Zwecke Verwendung finden. Ausnahmen 
bedürfen der Genehmigung der Ortspolizeibehörde, die nur nach Anhören des zuſtändigen Kreis⸗ 
arztes erteilt werden darf. Die Überführung von Leichen in Kraftwagen, die der Perſonen⸗ 
beförderung dienen, oder in Lieferwagen, die zur Beförderung von Lebensmitteln oder Vieh benutzt 
werden, iſt unzuläſſig. 

§ 12. 


() Leichen dürfen nur in einem widerſtandsfähigen, verſchloſſenen Metallſarg oder einem 
feſten, gut abgedichteten Holzſarge, deſſen Boden mit einer reichlichen, etwa 5 bis 10 em hohen 
Schicht aufſaugender Stoffe verſehen iſt, befördert werden. 


E) Die Leiche iſt bei der Beförderung durch eine zuverläſſige Perſon zu begleiten. Dieſe 
iſt dafür verantwortlich, daß die Beförderung möglichſt ohne Unterbrechung bis zum Ziele durch⸗ 
geführt wird, daß die Leiche von dem Gefährt, auf dem ſie befördert wird, ohne triftigen Grund 
nicht abgeladen wird, daß das Gefährt bei einem unvermeidlichen Aufenthalt möglichſt ſchnell auf 
einem abgeſonderten Platze im Freien aufgeſtellt und am Beſtattungsort ſelbſt unmittelbar nach 
der Ankunft zu der Beſtattungsſtelle oder zu einer Leichenhalle geführt wird. 


D. Schlußbeſtimmungen. 
8 13. 


Durch dieſe Verordnung werden abweichende Richtlinien für den internationalen Leichen⸗ 
transport, beſondere Vereinbarungen mit außerdeutſchen Staaten und die Beſtimmungen über die 
Beförderung von Leichen auf Eiſenbahnen, auf dem Seeweg, auf Binnenwaſſerſtraßen und auf 
dem Luftwege, ſowie die Beſtimmungen des Geſetzes über Feuerbeſtattung vom 14. September 1911 
(Geſetzſamml. S. 193) einſchließlich der hierzu ergangenen Ausführungsbeſtimmungen und die 
Anordnungen, die von Gerichten und Staatsanwaltſchaften im Einzelfall getroffen werden, nicht 
berührt. 85 

8 14. 


Für die Aufbewahrung, Einſargung, Beförderung, Beſtattung und Wiederausgrabung der 
Leichen von Perſonen, die an einer gemeingefährlichen Krankheit (Ausſatz, Cholera, Fleckfieber, 
Peſt, Pocken, Geldfieber) geſtorben ſind, gelten die auf Grund der SS 21 und 22 des Geſetzes 
über die Bekämpfung gemeingefährlicher Krankheiten vom 30. Juni 1900 (Reichsgeſetzbl. S. 306) 
erlaſſenen oder noch zu erlaſſenden Ausführungsbeſtimmungen. 


8 15. 


Gegen die Nichtbefolgung dieſer Polizeiverordnung wird hiermit die Feſtſetzung von Zwangs⸗ 
geld in Höhe bis zu 150 RM angedroht. Soweit die Nichtbefolgung einzelner Vorſchriften nach 
Reichsrecht oder Landesrecht mit Strafe bedroht iſt, bleibt die Strafandrohung unberührt. 


121g Sils r sr} 


) Durch dieſe Polizeiverordnung werden alle denſelben Gegenſtand behandelnden Polizei⸗ 
verordnungen nachgeordneter Behörden gegenſtandslos. 225 i 
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(2) Dieſe Polizeiverordnung tritt am 1. Mai 1933 in Kraft und mit dem 30. April 1963 
außer Kraft. f 


Berlin, den 18. April 1933. 
Der Preußiſche Miniſter des Innern. 


Der Kommiſſar des Reichs. 
In Vertretung: 


Grauert. 
1 Anlage. 
Leichenpaß. 

Die nach Vorſchrift eingeſargte Leiche de.. am ten 19 ine 
(Ort) ann (Todesurſache) verſtorbenen ... . (Alter) jährigen it ee 
(Stand, Vor⸗ und Zuname des Verſtorbenen, bei Kindern Stand der Eltern ſoll 
mittels Pferdefuhrwerk, Kraftwagen, von e hh zur Erd⸗ — 


Feuer⸗— Beſtattung befördert werden. 


Die Überführung der Leiche iſt genehmigt. Sämtliche Behörden, deren Bezirke berührt 
werden, haben die Überführung ohne Aufenthalt weitergehen zu laſſen. 


„ en enn ar dd 


(Siegel.) 5 (Behörde) 


(Nr. 13884.) Erſter Nachtrag zur Gebührenordnung der Überwachungsausſchüſſe für die Genehmigung 
zur Kennzeichnung von Eiern und für die Überwachung der 5 e de egen 
f vom 1. Juli 1932 GGeſetzſamml. S. 233). Vom 24. April 1933. 
Auf Grund des 8 13 Abſ. 5 der Eierverordnung vom 17. März 1932 (Reichsgeſetzbl. 1 S. 146) 
wird folgendes verordnet: 

I. § 2 der Gebührenordnung der Überwachungsausſchüſſe für die Genehmigung zur Kenn⸗ 
zeichnung von Eiern und für die Überwachung der Kennzeichnungsberechtigten vom 1. Juli 1932 
(Geſetzſamml. S. 233) erhält als Satz 2 folgenden Zuſatz: 

Sie ſind bei Beanſtandungen im Sinne der Nr. III des Gebühventarifs bei der 
Mitteilung der Beanſtandung zu entrichten. 

II. Der Gebührentarif zu der Gebührenordnung der Überwachungsausſchüſſe für die Ge⸗ 
nehmigung zur Kennzeichnung von Eiern und für die Überwachung der Kennzeichnungsberechtigten 
vom 1. Juli 1932 (Geſetzſamml. S. 233) erhält als Nr. III folgenden Zuſatz: 

Beanſtandungen von Eiern, die von einem Kennzeichnungsberechtigten (88 8 
und 9 der Eierverordnung) in eine Güteklaſſe Aue worden ſind: 

1. bei der erſten bis dritten Beanſtandung 900 80 f 79 298 51 % 

2. bei der vierten und weiteren Beanſtandung J Ne 19 

III. Dieſer Nachtrag tritt mit dem Tage ein e in Kraft. 

Berlin, den 24. April 1933. a 
Zugleich im Namen des Preußiſchen Miniſters für rc und Arbeit t Gönner des Reichs) 

Der Preußiſche Miniſter für Landwirtſchaft, Domänen u Forſten. 

A Saul! des Reichs. 
lol Im Autenge: 
Hellich. 


| nt 
%%%, 
DAR 
et 


154 Preuß. Geſetzſammlung 1933. Nr. 31, ausgegeben am 4. 5. 33. 


(Nr. 13885.) Verordnung zur Ergänzung der Verordnung vom 13. November 1931, betreffend nen 
zu errichtende Schankwirtſchaften. Vom 27. April 1933. a 


Auf Grund des § 21 Abſ. 2 des Gaſtſtättengeſetzes vom 28. April 1930 (Reichsgeſetzbl. I 
S. 146) wird die Verordnung, betreffend neu zu errichtende Schankwirtſchaften, vom 13. November 
1931 (Geſetzſamml. S. 243) wie folgt geändert: 


8 1. 

Die Überſchrift der Verordnung lautet künftig „Verordnung, betreffend neu zu errichtende 

Gaſt⸗ und Schankwirtſchaften.“ 
5 8 

§ 2 der Verordnung wird durch folgenden § 2 erſetzt: 

Die Beſtimmungen des § 1 gelten mit Wirkung vom 1. Mai 1933 ab auch für neu zu 
errichtende Gaſtwirtſchaften und für die Ausdehnung von beſtehenden Schankerlaubniſſen auf nicht 
zugelaſſene Arten von Getränken. 8 8 ) 


Berlin, den 27. April 1933. 


Der Preußiſche Miniſter des Innern. 
In Vertretung: 
Grauert. 


(Nr. 13886.) Polizeiverordnung über das Schlachten von Tieren. Vom 28. April 1933. 


Auf Grund des § 1 Abſ. 2 des Reichsgeſetzes über das Schlachten von Tieren vom 21. April 
1933 (Reichsgeſetzbl. 1 S. 203) und des Polizeiverwaltungsgeſetzes vom 1. Juni 1931 (Geſetzſamml. 
S. 77) wird für das preußiſche Staatsgebiet verordnet, was folgt: 


a § 1. 

() Fiſche, deren Fleiſch zum Genuß für Menſchen beſtimmt iſt, ſind, ſoweit ſie ſich im 
lebenden Zuſtand im Handelsverkehr befinden, vor der Abgabe an den Käufer nach vorheriger 
Betäubung durch Blutentziehung zu töten. Die Betäubung iſt durch einen wuchtigen Schlag auf 
den Kopf oberhalb der Augen Gopfſchlag) mittels eines genügend ſchweren und geeigneten Holz⸗ 
ſtücks vorzunehmen. Die Blutentziehung iſt in der Weiſe vorzunehmen, daß der Kopf abgeſchnitten 
wird, oder auch durch einen Schnitt hinter dem Kopfe, der ſo tief geführt wird, daß er die Wirbel⸗ 
ſäule durchtrennt. f 

e) Krebſe und Hummern, deren Fleiſch zum Genuß für Menſchen beſtimmt iſt, ſind, 
ſoweit ſie unmittelbar vor ihrer Zubereitung noch leben, in der Weiſe zu töten, daß ſie möglichſt 
einzeln in ſtark kochendes Waſſer geworfen werden. Das Hineinwerfen dieſer Tiere in kaltes 
oder warmes Waſſer und das alsdann erfolgende Aufkochen iſt verboten, desgleichen auch das 
Herausreißen des Darmes, bevor dieſe Tiere tot ſind. 

(6) Wo das Fleiſch von Fröſchen zum Genuß für Menſchen oder zu Köderzwecken ver⸗ 
wendet wird, find die Fröſche vor ihrer Zerlegung durch Schlag auf den Kopf mit einem genügend 
ſchweren und geeigneten Holzſtücke zu betäuben. Vor ihrer Zerlegung iſt die Blutentziehung in 
der Weiſe vorzunehmen, daß unmittelbar nach erfolgter Betäubung der Fröſche der Kopf ab⸗ 
geſchnitten wird. N 

9 82. 

Zuwiderhandlungen gegen diefe Verordnung werden, ſofern die Tat nicht nach anderen 
Vorſchriften mit einer höheren Strafe bedroht iſt, mit Geldſtrafe bis zu einhundertfünfzig Reichs⸗ 
mark oder in beſonders ſchweren Fällen mit Haft bis zu zwei Wochen beſtraft. 
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§ 3. 


Dieſe Verordnung tritt mit dem Tage der Veröffentlichung in Kraft. 


Berlin, den 28. April 1933. 


Der Preußiſche Miniſter des Innern. 
In Vertretung: 
Grauert. 


(Nr. 13887.) Verordnung zur Ergänzung des Geſetzes über die Beendigung der Amtszeit ehrenamtlicher 
Beamter von Gemeinden und Gemeindeverbänden, über die Beſtätigung von Gemeinde⸗ 
beamten und über Wahlen in den Hohenzolleriſchen Landen vom 6. April 1933 (Geſetz⸗ 
ſamml. S. 95). Vom 29. April 1933. 

Auf Grund des 8 6 des Geſetzes über die Beendigung der Amtszeit ehrenamtlicher Beamter 
von Gemeinden und Gemeindeverbänden, über die Beſtätigung von Gemeindebeamten und über 
Wahlen in den Hohenzolleriſchen Landen vom 6. April 1933 (Geſetzſamml. S. 95) wird zur 
Ergänzung der Vorſchriften in SS 3 und 4 folgendes verordnet: 


9 855 
In den Amtern der Rheinprovinz, der Provinz Weſtfalen und des Kreiſes Wetzlar bedürfen 
die Bürgermeiſter und Beigeordneten der Beſtätigung des Landrats. Die Beſtätigung kann nur 
unter Zuſtimmung des Kreisausſchuſſes verſagt werden. Lehnt der Kreisausſchuß die Zuſtimmung 
ab, ſo kann ſie auf Antrag des Landrats durch den Regierungspräſidenten ergänzt werden. 


8 2. 

(1) Bei Erledigung einer Bürgermeiſterſtelle kann die vorläufige Verwaltung einem Kom⸗ 
miſſar übertragen werden, den der Regierungspräſident ernennt. Die Amtsvertretung ſoll zu 
der beabſichtigten Einrichtung einer kommiſſariſchen Verwaltung und zu der Perſon des kommiſſa⸗ 
riſchen Bürgermeiſters vorher gehört werden. Sie kann dem Regierungspräſidenten Vorſchläge 
über die kommiſſariſche Beſetzung der Stelle machen. 

(2) Die kommiſſariſche Verwaltung darf in der Regel die Dauer eines Jahres nicht über⸗ 
ſchreiten. 

83. 

Der $ 6 Abſ. 2 und der $ 8 des Geſetzes über die Regelung verſchiedener Punkte des Gemeinde⸗ 

verfaſſungsrechts vom 27. Dezember 1927 (Geſetzſamml. S. 211) werden aufgehoben. 


8 4. f 
Der Miniſter des Innern erläßt die zur Ausführung dieſer Verordnung erforderlichen 
Beſtimmungen. 


Berlin, den 29. April 1933. 


Der Preußiſche Miniſter des Innern. 
In Vertretung: 
Grauert. 


Y. Grunau, fol ten. str. 12% 
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Hinweis auf nicht in der Geſetzſammlung veröffentlichte Rechtsverordnungen 
(8 2 des Geſetzes vom 9. Auguſt 1924 — Geſetzſamml. S. 597 —.) 


Im Minifteriafblatt für Wirtſchaft und Arbeit Nr. 5 vom 9. März 1933 Seite 47 und im 
Amtsblatt der Regierung in Hannover Stück 13 von 1933 Seite 90, ausgegeben am 1. April 1933, iſt 
ein Beſchluß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 26. Januar 1933 über die Errichtung der 
„Niederſächſiſchen Landesbank⸗Girozentrale“ in Hannover unter Feſtſetzung der Satzung der Bank 
und unter gleichzeitiger Auflöſung der „Landesbank der Provinz Hannover“ ſowie der „Girozentrale 
Hannover“ veröffentlicht worden, der am 1. März 1933 in Kraft getreten iſt. 


Berlin, den 26. April 1933. 
Preußiſches Miniſterium für Wirtſchaft und Arbeit. 


Bekanntmachung. | 
Nach Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872 (Geſetzſamml. S. 357) find bekanntgemacht: 


1. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 30. November 1932 
über die Genehmigung der Satzung der Central⸗Landſchaftsbank 
durch die Sonderbeilage zum Amtsblatt der Regierung in Potsdam Nr. 21, ausgegeben am 
29. April 1933; 
2. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 13. März 1933 
über die Verleihung des Enteignungsrechts an die Gemeinde Deilinghofen für den 
} Ausbau der ſogen. Paſtoratsgaſſe 1 N 5 ; 
durch das Amtsblatt der Regierung in Arnsberg Nr. 13 S. 46, ausgegeben am 1. April 1933. 
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